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Die Einnahmen des ungarischen Staatsbudgets stammen bis zu etwa 
75% aus Steuern und der Hauptteil der Einzahiungen kommt von den 
Betrieben. Bei dem heutigen System der Wirtschaftsienkung erfüiien die 
Steuern nicht nur die Funktion des Einkommenentzuges, sondern spieien 
gleichzeitig eine wichtige Rolle bei der Orientierung der Unternehmenstä­
tigkeit, sowie bei der Verwirklichung des Prinzips der materiellen Inter­
essiertheit und bei der Lösung zahlreicher volkswirtschaftlich wichtiger 
Aufgaben. Deswegen betrachten wir die Steuern als ein Mittel der Wirt­
schaftslenkung und der Einkommensregelung.
Es folgt aus der Kompliziertheit der wirtschaftlichen Beziehungen, 
dass die Betriebssteuern, die als indirekte Lenkungsmittel verwendet 
werden, auch andere vielfältige Aufgaben erfüllen, so sind ihre Wirkungen 
z.B. auf mehreren Gebieten der Wirtschaft spürbar. Es wäre sehr schwierig, 
eine Reihenfolge nach der Wichtigkeit der Funktion für die einzelnen 
Gebiete aufzustellen, sowie ein solches System als etwas Beständiges anzu­
nehmen. Nicht nur dasStuersystem verändert sich, sondern auch die Funk­
tionen, die es erfüllt, verändern sich und können sich ständig verändern. 
Die Erzielung der einzelnen volkswirtschaftlichen Zielen werden nicht 
nur durch die Steuern gefördert, sondern auch durch andere Mittel der 
Einkommensregelung, darunter durch das Preissystem, die Bildung von 
Betriebsfonds, durch die verschiedenen Formen der staatlichen Subvention 
und auch durch das Bank- und Kreditsystem.
Untersucht man die Funktion der Betriebsbesteuerung, so kann man 
feststellen, dass man nur bei einzelnen Funktionen darüber sprechen 
kann, dass die Steuern eine entscheidende Rolle bei der Verwirklichung 
der bestimmten Aufgaben spielen. In den meisten Fällen übernehmen sie 
nur einen Teil von der Verwirklichung des gegebenen volkswirtschaftlichen 
Zieles, nur gemeinsam mit den anderen Mitteln der Einkommensregelung 
erreicht man die erwünschten Ziele.
Im Rahmen unserer Studie untersuchen wir die Funktionen der unga­
rischen Betriebsbesteuerung:
— bei der Sicherung der öffentlichen Einnahmen,
-- bei der Wirtschaftslenkung,
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— bei der Realisation der Interessenverhältnisse,
— bei der Erhöhung der wirtschaftlichen Effektivität,
— bei der Förderung der aussen Wirtschaft heben Beziehungen,
— bei der Weiterentwicklung der Betrieben,
— bei der Durchsetzung Selbständigkeit der Betrieben,
— bei der Regelung der Bersonaleinkommen,
— bei der Einschränkung der unerwünschten Tätigkeit und
— bei der Finanzierung der Räte.
r/j /'híMÁ/foTí (/er A'/r/n-ra Ae/ der ¿'/rAerMMy der iS'd((d.se//(M((A(((ea
Von dem Begriff der Steuer ausgehend, dass nämlich die Steuer 
,,eine Art der Staatseinnahme" ist, besclnfftigen wir uns zuerst mit diescr 
Funktion. Wenn wir das System der Einnahmen in den sozialistischen 
Ländern studieren unabhängig davon, ob sich um ein direktes oder indi­
rektes Lenkungssystem, oder um eine geänderte Form des Systems handele, 
können wir feststellcn, dass die Einnahmen bis zu drei viertel, oder zu 
noch grösserem Teil aus dem sozialistischen Sektor, überwiegend aus den 
staatlichen Unternehmen stammen. Aus diesem Gesichtspunkt unter­
scheiden sieti die zwei Lenkungsmechanismen nur formell, dem die Ein­
zahlungen aus den oben erwähnten Quellen gliedern sich in drei, fünf, 
sieben oder eventuell in zwanzig Einzahlungsarten. Bei dem Vergleich der 
verschiedenen Systeme der Wirtschaftslenkung kommt man zu der Schluss 
folgerung, dass man den gleichen Anteil des Geldentzuges durch drei, 
fünf oder zwanzig Steuern erreichen kann. Die Rolle der Steuern — oder 
mindestens eine ihrer Aufgaben — ist die Zentralisierung der Geldmitteln. 
Da es auch mit Hilfe von drei verschiedenen Steuern gelöst werden kann, 
ist es überflüssig, zwanzig verschiedene Steuern zu verwenden, dies wäre 
nur dann der Fall, wenn man kein anderes Ziel hätte, als bloss die Sicherung 
der Einnahmen. Wenn aber die Steuern, unserer Absicht nach, auch andere 
Funktionen zu erfüllen haben, und wir nehmen in Betracht, dass mit 
Hilfe einer einzigen Steuer nur einige Aufgaben erfüllt werden können, 
dann braucht man eine Vielzahl von Steuern, und zwar abhängig von dem 
Zahl der zu erreichenden Zielen. Wir wissen, dass auch die Lenkung und 
die Wirtschaftslenkung eine vielfältige Aufgabe bedeuten. Und man kann 
nur einen Teil mit Hilfe der Steuern regulieren. Aus der Verwendung der 
Steuern als Hittel der Lenkung resultiert die Zunahme der Zahl der ein­
zelnen Steuern. Deswegen ist unser System der Betriebsbesteuerung so 
reich an Steuern.
Die Rolle der Betriebssteuern unter den Staatseinnahmen studierend, 
können wir feststellen, dass nicht nur der Entzug, bzw. der Anteil der 
Einzahlungen unabhängig vom System der Wirtschaftslenkung etwa 
das Gleiche ist, sondern auch, dass mit der Veränderung des Lenkungsys­
tems Verhältnis zwischen den Einnahmensarten sich verlagert. Diese 
Feststellung möchten wir mit Hilfe der folgenden Tabellen — die auf dem 
jährlichen Budgetgesetz basieren — erläutern:
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Die Tat)eile beweist die entscheidende Bedeutung der Betriebseinzah- 
iungen in den beiden Lenkungssystemen, gleichzeitig unterstützt sie unsere 
Meinung über die Gleichheit des Entzugs.
Ergänzend müssen wir bemerken, dass die Auswah) der betroffenen 
Budgetjahren nicht rein zufäitig erfotgte, sondern dies hing mit der Verän­
derung des Systems der Wirtschftslcnkung zusammen. Deswegen enthält 
die Tabetle die Daten der Jahre 1967 und 1980, sowie der Jahre 1975, 
1976 und 1979. 1980. Die bedeutenderen Änderungen des Lenkungssystems 
in den Jahren 1968, 1976, 1980 drücken viel mehr die Verschiebung des 
Gewichtes der einzelnen Formen des Entzugs aus und weniger das Verhält­
nis Anteile. Dies soll die folgende Tabelle beleuchten:
l.
II.
Die Änderungen bei dem Volumen und bei der Proportion der einzelnen 
Einnahmensgattungen deuten nicht auf die Veränderung der Funktion
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Budgetjahr Staatseinnahmen (in tausend Forint)
Bctriebseinzahhingcn 
(in tausend Forint) in Prozenten
1955 46 961 362 33 654 000 7 b 6 %
I960 67 713 086 54 994 000 31,2%
1907 104 750 173 85 859 000 30 ,0%
1968 137 282 000 115 429 000 34,1%
1975 318 498 000 234 660 000 73,7%
1976 335 000 000 255 210 000 76,1%
1979 407 200 000 321 400 000 78,9%
1980 423 500 000 298 029 000 70 ,5%
Steuergattung
Jahr des Einzahlungen und die Summe 
(in mHiiarden Forint)
1975 1976 1979 1980
G ew in n steu er ............................................................ 98,0 76,6 90,8 82,2
L o hnzusch läge  .......................................................... 25,4 37,0 46,6 37,299
(Sozia lversicherungsabgabe  +  L ohn steu er) . . (15,5)
V e rb ra u e h s u m s a tz s te u e r ....................................... 26,6 27,1 39,9 65,5
P ro d u k tio n s fo n d s a b g a b e ...................................... 22,0 23,6 30,6
In v e s t i t io n s b e it r a g ................................................... 1,4 1,2 — 1,8
In n en - u n d  a ssen w irtsch a ftlich e  S te u ern  . . . 6,1
Z o l l .................................................................................. 15,6 16,5
Im p o rtu m sa tz s te u e r  .............................................. 5,0 11,1 28,0 23,1
D er z en tra lis ie rte  T eil de r A m o rtisa tio n  . . . 7,3 7,7 9,8 11,7
S ta d t-  u n d  G em ein d eb e itrag  ............................. 6,5 5,6 7,8 10,0
D ie G eb ü h r d e r E rla rthn isse  fü r W arenein lei-
fe ru n g  ...................................................................... 2,4
P ro d u k tio n sd iffe ren z ia lu m sa tzs teze r ............ — — — 54,6
P ro d u k tio n ss te u e r  .................................................. 25,5 43,1 55,6 13,8
Staatseinnahmen an, sondern auf die Veränderung bei der Erfüllung ande­
rer Funktionen. Die voiumenmässige Änderungen, die Abschaffung ein- 
zeiner Steuern und die Einführung neuer Finxahlungsformen brachten 
eine wesentliche Umgestaitung bei der Gasamptproportion des Entzugs 
nicht mit sich. Die Summe bleibt annähernd unverändert, aber die For­
men und die inneren Proportionen des Entzugs sind unterschiedlich.
Daraus können wir die Folgerung ziehen, dass die wichtigste Funktion 
des Hetriebseinzahlungcn — unabhängig davon, ob sie eine Art von Steuern 
verkörpern, oder nicht — in beiden Systemen der Wirtschaftslenkung in 
der Sicherung der Staatseinnahmen besteht, da die Veränderung bei den 
Formen und Proportionen der Einzahlungen keine wesentliche Wirkung 
auf die Proportion des Entzugs ausübt. Die Frage der Zentralisierung 
können wir viel mehr mit der Verschlächterung uder Gesundung der 
wirtschaftlichen Lage und mit der damit verbundenen Liberalisierung 
oder Verschärfung in Zusammenhang bringen. Je ernster die w irtschaftliche 
Lage ist, desto mehr muss man die wirtschaftlichen Entwicklungsvorgänge 
in Betracht nehmen und auf die Erfüllung der festgetegten Aufgaben ach­
ten. Es verlangt verschiedene Massnahmen auf dem Gebiet der Wirtschaf- 
tung, und zwar mit Hilfe ökonomischer Mittel, das anders ausgedrückt 
die Zunahme der Zahl der Einmischungen bedeutet, und dies kann auf 
dem Gebiet der Finanzwesen geschehen.
b) D/e FMMÁL/oM. &e?' r/er 1F
Es ist eine allgemein bekannte Tatsache, dass die Verwändung der 
Steuern immereine Wirkung auf die Wirtschaftung. auf das wirtschaftliche 
Leben ausübt. und die Gestaltung der einzelne Gebiete. Städte oder Tätig­
keiten günstig oder nachteilig beeinflusst. Die Funktion der Steuer als 
wirtschaftlichen Einflussmittels gab es schon, als die Geldwirtschaftung 
noch nicht allgemein verbreitet war. Diese Rolle verstärkte sich in der 
warenproduzierenden Gesellschaft, ihre konkrete Zeichen sind sowohl in 
der warenproduzierenden Gesellschaft, ihre konkrete Zeichen sind sowohl 
in den kapitalistischen, als auch in den zosialistischen Gesellschaften zu 
finden.
in dem sozialistischen Wirtschaftsleben bekam diese Funktion 
der Steuer eine immer grössere Rolle, als die Geldverhältnisse in der 
Wirtschaft und bei der Messung der Wirtschaftlichen Ergebnisse einen 
immer hervorragendenen Platz einnahmen. So bekommen die Steuer 
in dem indirekten Lenkungssystem — gemeinsam mit Preis, Kreditge­
währung und den Investitionsregelungen — eine wichtige Aufgabe als 
indirektes Mittel der Lenkung. Im Wirtschaftssystem, das auf das soge­
nannte Plananweisungssystem folgte, bleibt die zentrale (staatliche) 
Lenkung erhalten, aber nur auf indirekte Weise, man könnte sagen, dass 
die Betriebsleiter alle Faktoren, die ihre Wirtschaftung beeinftüssen, 
in Betracht ziehen müssen, sie müssen deren annehmbare Wirkungen 
berechnen und auf deren Grund ihre Entscheidungen treffen.
Eine Gruppe der indirekten Einflussmittel besteht aus Steuern. 
Wie wir schon oben erwähnten, dienen diese Steuern erster Linie dem
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Ziel des Entzuges, sie vermindern also auf jeden Fall die Einnahmen der 
Betriebe. Teils sind sie abhängig von der Wirksamkeit der Wirtschaftung, 
andere sind unabhängig davon. Falls wir die Einnahmenssystemen der 
sozialistischen Länder vergleichen, oder das direkte und das indirekte 
Lenkungssystem in Ungarn studieren, können wir feststellen, dass die 
Zentralisierung des Nationaleinkommens mit Hilfe einiger oder mehrere 
Duzend Einnahmensformen verwirklcht werden kann. Im heutigen unga­
rischen Einnahmenssystem vermehrten sich die Einnahmensformen im 
Vergleich zum Anfang der Fünfziger Jahre auf das zehnfache, falls wir 
das speziefische System der Einkommensregelung auch in Betracht nehmen. 
Eine derartige Vermehrung der Zahl der Einnahmen kann keinesfalls 
mit deren Sicherung und mit der Vermeidung der Uniformierung begründet 
werden. D?e der Za/d der Me wer/; s?e/d ?/;;'/ de?/ darr/; ;7/?/e// e//dd/er/
?/eM€/; Hw/yaAe?/ Z;/.sa///we/;/;a/;//. Da diese Auigabe — wie wir darauf
schon öfters hingewiesen haben — keinesfalls zur Sicherung der Einnahmen 
gehören kann, ist es sinnenfällig, dass sie nur mit dem Einfluss der Wirt­
schaftstätigkeit verbunden sein kann.
Studiert man die Wirkung der Steuern auf das Wirtschaftsleben, so 
kann man feststellen, dass die Folgen spürbar werden:
in der Gesamtheit der Wirtschaftung. so auch bei der Bestimmung 
derer Entwickung; und
6 in den einzelnen Phasen der wirtschaftlichen Tätigkeit der Produk­
tion, von der Beschaffung der Materialien und deren Verarbeitung 
sogar bis zum Verkauf.
In der ersten Gruppe befinden sich die sogenannte allgemeine Wirkung 
auslösenden Steuern, die zweite Kategorie beinhaltet die speziefischen 
Teilauigaben erfüllenden Steuern. Als Folge der allgemeinen Einwirkung 
sind zwei Wegen, also eine Wahlmöglichkeit für die Betriebsleitung gegeben :
aJ teils können sie perspektivische, vorteilhafte Ziele entdecken:
teils aber tauchen gewisse Grenzen. Verbote, solche Umstände 
auf, die die Wirtschaftstätigkeit ungünstig beeinflussen und die 
Betrieben dazu anregen, die Begegnung, den Zusammenstoss mit 
diesen Faktoren zu vermeiden, oder ihn auf möglichst minimal 
zu senken.
Im übertragenen Sinne können wir uns die Masse der Betriebssteuern 
als Mittel der mittelbaren Lenkung, so vorstellen, dass sie sich auf den 
zwei Seiten des — vom Staat als richtig erklärten — Weges befinden, 
und nur die Abweichung von diesem W eg von dem Staat so sanktioniert 
wird, bzw. die Folgung des richtigen Weges so subventioniert wird, dass 
die Betriebe bei einer Abweichung von der staatlich erzielten Richtung 
höhere Steuern tragen müssen. Die Betriebe werden durch die Steuern, 
sowie durch ihre Erhöhung gezwungen Pläne auszuarbeiten, die mit den 
staatlichen, gesamtgesellschaftlichen Interessen übereinstimmen.
Die Steuer als Lenkungsmittel bedeutet einen indirekten wirtschaft­
lichen Zwang für die Betriebe und für das Kollektiv des Betriebs. Es ist
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aber auch charakteristisch — und man darf es nicht ausser Acht lassen —, 
dass die Funktion der Wirtschaftslenkung und auch andere Funktionen 
durch die Gesamtheit der finanziellen Mittel erfüllt werden. Unter diesen 
finanziellen Mitteln hat die im Rahmen dieses Artikels analysierte Steuer 
nur eine Teilaufgabe.
Unter den Zielen, die die Betriebe erreichen wollen, spielt die Erhöhung 
der Wirtschaftlichkeit und Effektivität eine debeutende Rolle. Der erzielte 
Gewinn wird durch die Gewinnbesteuerung unter dem Staat und dem 
Betrieb vertielt. Je grösser der Gewinn ist, desto mehr bleibt bei dem 
Betrieb und über die Verwendung entscheidet der Betrieb selbstständig.
Neben der Gewinnsteuer, die am häufigsten als Lenkungsmittel 
eingesetzt wird, kann man auch die Wirkung anderer Steuern fühlen, die 
zur Lösung oder Förderung irgendwelcher Teilaufgabc oder einer Zielsetzung 
erhoben wurden. Es kann sich auch in Form von Steuerbefreiung verkör­
pern. So fördert z.B. die Schaffung finanzieller Quellen zur Verwirklichung 
der betrieblichen Entwicklungspläne, das lohnpolitische Abgabesystem 
fördert die Sparsamkeit mit den Arbeitskräften, usw. Die Gesamtwirkung 
der Steuern kann man also als Wirtschaftslenkungs- und Orientierung­
smitte! betrachten. Daraus folgt unter anderem: 
die Steuern haben a e i n e  abstrakte oder indirekte Einflussrolle und
¿Q eine andere Rolle, die mit der Wirtschaftlichen 
Tätigkeit in direktem Zusammenhang steht.
Deswegen denken wir bei der Funktion der Steuern als Wirtschaft­
slenkung auf die erste, allgemeine Wirkung, die durch Teilaufgaben zur 
Geltung kommt. Die Gesamtwirkung, die wir wegen der Analyse getrennt 
haben, besteht aus der Gesamtheit der verschiedenen Funktionen, die eine 
Wechselwirkung aufeinander ausüben. So können die folgenden Funktionen 
nicht von der Funktion, Wirtschaftslcnkung, getrennt werden.
(Q D?e der <S7eMerM 6e: der PcaL'-sa/foM der Ddere&sewver-
/¡¿dbn'sse
Es ist eine elementare Frage der Wirtschaftspolitik, dass die Interes­
senverhältnisse, die verschiedenen Erscheinungsformen der Interessiertheit 
die wichtigsten Bewegungskräfte der gesellschaftlichen und wirtschaft­
lichen Entwicklung darstellen. Die Befriedigung der sozialen Bedürfnisse 
ist untrennbar von der materiellen Interessiertheit derer, die bei der 
Beschaffung mitwirken. Die bisherigen Erfahrungen der sozialistischen 
Wirtschaftung beweisen, dass die Vernachlässigung der materiellen Anreize, 
und die der Interessiertheit die wirtschaftliche Entwicklung nachteilig 
beeinflusst. Es genügt nicht, ausschliesslich die moralischen Anreize 
anzuwenden. Die Harmonie der verschiedenen Interessen darf nicht ver­
letzt werden.
Als allgemeines Prinzip der sozialistischen Betriebsbewirtschaftung 
kann man also annehmen, dass:
iQ zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung und der Interessen­
verhältnisse ein gewisser Zusammenhang besteht;
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6^ ) die Interessen Verhältnisse können einen materiellen, moralischen 
und politischen C harakter haben;
c^ ) sie können in Form von gesamtsozialem, koltektivem und indivi­
duellem Interesse zur Geitung kommen;
r/) zwischen den verschiedenen Interessenverhältnissen kommt eine 
Harmonie zustande, und sie üben ihre sozial wünschenswerten 
Wirkungen gemeinsam aus;
e 1^ die Auflösung der Ordnung ihrer harmonischen Anwendung, 
also die Hervorkehrung des einen oder anderen Interesses (des 
materiellen, moralischen usw.) oder die ausschliessliche Anwendung 
des einen oder anderen Interesses bringen eine ungünstige Wirkung 
nicht nur im Wirtschaftsleben, son dem auch im politischen Leben 
mit sich, und dies kann auch zu einer moralischen Desintegration 
führen.
Die Gestaltung der Interessenverhältnisse in der sozialistischen Bet­
riebsbewirtschaftung studierend, können wir feststellen, dess im Laufe 
der Geschichte eine lange Zeit hindurch : a) die gesamtsozialen Interessen 
in den Vordergrund traten, und zwar auf Kosten der betrieblichen, beson­
ders der individuellen Interessiertheit. ¿<^1 die moralische, politische Inte­
ressiertheit die materielle Interessiertheit in den Hintergrund drängten.
Die richtige Erkennung der Interessenverhältnisse, die Hervorkehrung 
der Rolle der Waren-Geldverhältnisse machten die Entfaltung eines rich­
tigen Systems der Einkommensregelung möglich, welche die Interessen­
verhältnisse zur Geltung bringen lässt.
Wenn wir das betriebliche Steuersystem analysieren, steht unsere 
Analyse mit der Geltendmachung des Prinzips der materiellen Interes­
siertheit in Zusammenhang. Es ist offensichtlich, dass die richtige Anwen­
dung der materiellen Interessiertheit weitgehede moralische und politische 
Konsequenzen zeitigt — unter anderem, weil das Sein das Bewusstsein 
bestimmt —, d h. ein richtiges System der materiellen Anreize beeinflusst 
das moralische und politische Gesicht auch günstig.
Die M.'?'rAö'y.s/c Ho/ya&e f/cr f?er i'm/irelyen
so der ¿'/CMcrK. also <7/e Nir/ierMny der / ?üerfss/cr//;c?7 
Mnd deren Harmonie.
Die materielle Interessiertheit — wie wir schon erwähnt haben —, kann 
in drei Hauptteilen gespaltet werden. Es gibt also:
— eine gesamtsoziale (staatliche) Interessiertheit
— eine betriebliche (betriebliche kollektive) Interessiertheit und
— eine individuelle Interessiertheit, eine Interessiertheit der Arbeit­
nehmer, der Arbeiter und der Leitung.
Die Wirtschaftsreform von 1968 berücksichtigte die Durchsetzung 
dieser drei Prinzipien der Interessiertheit bei dem Zustandebringen des 
Einkommenregelungssystems und des betrieblichen Steuersystems.
Die Geltendmachung der materiellen Interessierheit zeigt sich dadurch, 
dass das im Betrieb hergestellte Nationaleinkommen
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aj im überwiegenden Masse zentralisiert wird,
&J die Betriebsinteressen kommen zur Geltung und die Materiaifonds, 
die die selbständige betriebliche Entscheidung und Wirtschaftung 
begründen, werden gesichert,
cj die materielle Interessiertheit der Einzelpersonen (der Arbeiter 
und der Leiter des Betriebs) wird durch die Schaffung der finan­
ziellen Quellen gesichert.
ad a j Die zentrale Lenkung, die Unzahl der vom Staat wahrgenomme­
nen Aufgaben (unter ihnen auch die wirtschaftlichen Aufgaben) beans­
pruchen die Zentralisierung der Mittel. Der Staat besorgt dies mit Hilfe 
der Steuern. Nach den heutigen ökonomischen Vorstellungen — bzw. 
gemäss den Grundkonzeptionen der Wirtschaftslenkung und der Einkom­
mensverteilung — sollen mehr als 70% der verteilbaren Mittel zur zentralen 
Verwaltung geraten, der übrige Teil kann bei den Betrieben bleiben.
Die Zentralisierung des Gewinnes realisiert der Staat in erster Linie 
mit Hilfe der Gewinnbesteuerung, wo die drei Steuern (15% kommunale 
Abgabe, 45% Gewinnabgabe und eine progressive Gewinnsteuer), die den 
Gewinn direkt belasten, beinahe diese Aufgabe erfüllen.
Es bedeutet aber nur eine der Quellen der Staatseinnahmen, und 
macht etwa eindrittel der betrieblichen Budgeteinzahlungen aus. Eine 
bedeutende Rolle spielen noch die Umsatzsteuer, die Differenzialproduk­
tionsumsatzsteuer, der Zoll usw. Die Zentralisierung verknüpft sich also 
nur teils mit der Wirksamkeit der Wirtschaftung, so mit der Geltendmach­
ung des Prinzips der materiellen Interessiertheit.
a j  6J Die Schaffung der betrieblichen Interessiertheit hängt teils mit 
dem Erfolg der Betriebswirtschaftung (mit dem betrieblichen Gewinn) 
zusammen, teils verwirklicht sie sich unabhängig davon. Da die verschie­
denen Gebieten des Einkommenregelungssystems miteinander in Zusam­
menhang stehen, ist die betriebliche Interessiertheit ausserdem
— mit der betrieblichen Fondsbildung und
— mit der Verwendung der betrieblichen Fonds verbunden.
Die materiellen Quellen, die die selbständigen Entscheidungen der 
Betriebe sichern, befinden sich formell in den verschiedenen betrieblichen 
Fonds. Diese Fonds werden teils abhängig von dem betrieblichen Gewinn 
(Reservefonds, Anteilfonds, Entwicklungfonds, Prämiefonds der Betrieb­
sleiter) teils unabhängig davon (Preisrisikofonds, Garantiefonds, technische 
Entwicklungsfonds) gebildet. Die Fonds sind — unabhängig von ihren 
Quellen — untrennbar von den Betriebsinteressen. Dies gilt für alle 
Fonds. Der technische Entwicklungsfonds z.B. begründet die Zukunft des 
Betriebs durch die Finanzierung der Forschung, neuer technologien, oder 
der Preisrisikofonds fördert den Verkauf der überflüssigen Vorräte und 
erhöht die Umlaufgeschwindigkeit, usw.
atf cj D?'e &eA-a%Mfe Form r/cr iM/cr&s.sáv/Ac?'/, tferer IFírÁMay
MK.7?M'Mel&ar zar GelfMMy AoTHTHf, ist die individuelle, materielle Interessier­
theit, die heutzutage — was die materiellen Quellen anbelangt — in zwei 
Hauptformen existiert.
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Die materielle Interessiertheit — der Betriebsleiter und
— der Arbeiter.
Die materieHe Interessiertheit der Betriebsleiter und die Sonderre­
gelung kamen im Rahmen der Reform schon von Anfang an zur Geltung, 
aber ihre Behandlung, als besonderer Fonds ist nur ein Resultat der Modi­
fizierung von 1980. Bei der Erörterung des Themas möchten wir jetzt 
— ohne eine Analyse der zwei oben erwähnten Fonds zu geben — darauf 
hinweisen, dass sich die materielle Interessiertheit der Einzelpersonen nicht 
ausschliesslich mit diese zwei Fonds verknüpft sein kann. Neben dem 
Anteilfonds und dem Prämiefonds der Mitarbeiter auf leitendem Posten:
— schliessen sich der Wohlstand — und Kulturfonds, sowie der 
Wohnungbaufonds in direkter Weise dem Prämiefonds der Einzelper­
sonen an;
— andere Betriebfonds dienen den individuellen Interessen auf 
eine andere Weise.
Die Anwendung des Entwicklungfonds, des technischen Entwicklung­
fonds, usw. dient den Betriebsinteressen, aber es ist unleugbar, dass das so 
entstandene Ergebnis eine Wirkung auf die direkte, individuelle Interes­
siertheit ausübt. Deswegen finden wir die Aufteilung der Betriebfonds in 
zwei Teile — interessen und sonstige Fonds — nicht richtig, weil schliesslich 
alle Betriebfonds im Dienste irgendwelche Form der Interessiertheit stehen. 
Der Zusammenhang zwischen den Fonds und der Betriebswirtschaftung, 
man könnte sagen die Wechselwirkung der Fonds hängt auf jeden Fall 
mit der materiellen Interessiertheit der Mitarbeiter zusammen.
können wir feststellen, dass die Betriebsbewirtschaf­
tung untrennbar von den Interessenverhältnissen ist, und dass das Steuer­
system, besonders die Regeln der Gewinnaufteilung und der Besteuerung 
eine entscheidende Rolle in der Regelung der gesamtsozialen, der betrieb­
lichen, sowie der individuellen materiellen Interesseirtheit spielen.
d) der ö'/eaera 2 ;<r Förderaay der cr/m/dea M ?'r/6e/a//d/eAea
Ay/eDfid/di
Die internationalen Beziehungen, die Offenheit der ungarischen 
Wirtschaft, das niedrige Niveau der Wettbewerbsfähigkeit am Weltmarkt 
stellen die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit und im Interesse deren 
Verwirklichung die Modernisierung der Warenstruktur und die Erhöhung 
der wirtschaftlichen Effektivität als grundlegende Forderung an die Wirt­
schaftslenkung.
Die Erhöhung der wirtschaftlichen Effektivität ist die Voraussetzung 
des weltweiten Sieges der sozialistischen Verhältnisse. Das sozialistische 
Eigentum an den Produktionsmitteln, die gesamtnationale Enteignung 
erhöhten schon die Effektivität der sozialistischen Wirtschaften gegenüber 
den vorherigen Wirtschaftsordnungen — ihr hervorragendes Entwick­
lungstempo bewies es schon —, doch ist dies nicht genug, um das Niveau 
der kapitalistischen Effektivität zu überbieten, dazu muss man auch die 
technischen Möglichkeiten schaffen, also man muss erreichen, dass sich
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die sozialistischen Wirtschaften nicht nur bezüglich der Eigentumsver- 
häitnisse, sondern auf allen Gebieten der Wirtschaft den kapitalistischen 
Ländern anschliessen und später die kapitalistische Produktion überbieten. 
Die Frage der Effektivität trat infolge der Preisexplosion der Rohstoffe 
in den Jahren 1973—1974, und wegen der seitdem ständig steigenden 
Rohstoffpreise in den Vordergrund, weil sich die Tauschverhältnisse des 
Landes sowohl in westlicher, als auch in östlicher Relation verschlechterte, 
bzw. sich verschlechtern. Unser Land hat eine hohe Rohstoffeinfuhr und 
die Ausfuhrpreise erhöhten sich nicht glcichmässig. Van muss sich dagegen 
schützen, da die Verschlechterung der Proportionen einen bedeutenden 
Teil des hergestellten Nationaleinkommens verzehrt, so wir können unsere 
Pläne bezüglich der Erhöhung des Lebensstandards nicht, oder nur mit 
Hilfe im Ausland aufgenommener Kredite erfüllen (welche Kredite später 
zurückgezahlt werden müssen).
Die Erhöhung der Effektivität steht nicht ausschliesslich wegen 
der Aussenhandelsbcziehungen unseres Landes im Vordergrund unserer 
Wirtschaftspolitik, die inneren Verhältnisse fordern es ebenso, sie ist 
nämlich die einzige Quelle, worauf wir unsere Lebensstandardpolitik 
gründen können. Anders gesagt, der Wunsch zur Erhöhung der wirtschaft­
lichen Effektivität begann nicht mit der Verschlächterung von terms of 
trade und es ist auch nicht deren Folge. Es gehört zum Wesen der sozia­
listischen Wirtschaft.
Das indirekte Lenkungssystem führte die Betriebe schon von Anfang 
an in diese Richtung. Die wirtschaftliche Effektivität verkörpert sich am 
besten durch den von den Betrieben erzielten Gewinn.
Die — als wichtigstes Anzeichen der Betriebstä­
tigkeit — cr/A/P /Are ?;wr ?'?? <7c7H /Ad/c, Mcnn s/e ¿M/sncM/cA dZc /Adyc 
der /A'odMA'Um?.s'c/yc//Zr//ö? r/ars/cd/. Der Staat bestimmt zur Sicherung eines 
solchartigen Gewinnes:
— die Prinzipien und Regeln der Preisbildung und damit im Zusam­
menhang den zu erzielenden Gewinn,
— verbietet die Erreichung unlauterer Nutzen und
— entzieht in Form von Steuern den Teil des Gewinnes, der nicht 
aus der Betriebstätigkeit stammt.
Neben der Frrichung des Gewinnes steht auch dessen Aufteilung im 
Dienste der Fffektivität. Es gab Zeiten, als wir den betrieblichen Gewinn 
gemäss der Proportion der toten und lebendigen Arbeit aufteilten, d.h. 
auf einen verteilbaren und einen Akkumulationsteil. Heide hängt die 
Bestimmung der Proportionen von den betrieblichen Entscheidungen ab.
Die betriebliche Selbständigkeit und die Verantwortlichkeit der 
Betriebsleiter erhöhte sich durch die gegenwärtige Ordnung der Gewin­
naufteilung. Die Tatsache, dass wir die Abgadefreiheit auf den Teil des 
Gewinnes sichern, der in den Entwicklungfonds fliesst, schufen wir die 
Möglichkeiten und die günstigen Voraussetzungen für die Betriebe zur 
Umgestaltung der Betrieblichen Produktion. Die Freiheit der Gewinnauf­
teilung sichert breite Möglichkeiten auch zur freien Manövrierung mit der
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toten und lebendigen Arbeit, d. h. die Betriebsleiter können seibst die 
günstige Richtung zur Weiterentwicklung auswählen und dazu können sie 
auch die Schöpferkraft des betrieblichen Kollektivs benützen, das eine 
nicht materielle Quelle bedeutet und sich schliesslich in die materiellen 
Kräfte verwandelt.
Das staatliche Ansehen der Effektivität der Betriebswirtschaft, bzw. 
die Stimulierung zur effektiven Wirtschaftung drücken sich in der Gestal­
tung, bzw. in der Bildung des persönlichen Einkommens (einschliesslich 
die Prämien) aus.
Zwei betriebliche Fonds dienen technisch zur direkten Finanzierung 
der oben erwähnten Ziele seit 1980:
— der Prämiefonds für Betriebsleiter in leitender Stellung und
— der Anteilfonds.
Seit der Einführung der Wirtschaftsreform 1968 bedeuteten die For­
men der Entlohnung der Betriebsleiter ein Problem.
Die überdurchschnittliche Entlohnung der Leiter muss nicht eingehend 
begründet werden. Es ist genug, wenn wir die Aufmerksamkeit auf die 
Tatsache lenken, dass die Durchsetzung der wirtschaftspolitischen Vor­
stellung der Regierung im entscheidenden Masse auf das Verhalten der 
Betriebsleiter ankommt, so bedeutet die Sicherung der materiellen Inte­
ressiertheit der Betriebsleiter in der Verwirklichung der Zielsetzungen zug­
leich die Voraussetzung zur Realisation der Pläne. Die Prämiierung der 
Leiter knüpft sich der Effektivität an, indem der Minister, der die Aufsicht 
führt, die Grössenordnung der Prämie davon abhängig feststellt.
Die Bildung des Anteilfonds, bzw. die Gestaltung dessen Quellen und 
die Effektivität stehen durch zwei Kanäle in Verbindung. Die Betriebe 
müssen eine progressive Gewinnabgabe nach dem aus dem Gewinn gebil­
deten Anteilfonds bezahlen. Xach dem — der 4% der Lohnkosten ents­
prechenden — Gewinnteil hängt aber die Höhe der progressiven Gewinn­
steuer von der betrieblichen Effektivität ab. Je besser die Kannzahlen 
der Effektivität sind, desto niedriger ist die progressive Gewinnsteuer. 
Die Betriebe mit höherer Effektivität können also ihren Anteilfonds güns­
tiger bilden, das bedeutet, dass der Staat bei der Bestimmung der Quellen 
für die Auszahlungen der Löhne und lohnähnliche Auszahlungen diffe­
renziert. Er fördert und stärkt weiter die besseren Betriebe, die weniger 
effektiven Betriebe stellt er auf den Scheideweg, und übt einen Zwang 
zur effektiveren Produktion aus.
Das System der zur Kategorie der sonstigen Einnahmen gehörenden 
Prämien und Auszeichnungen bildet die zweite Möglichkeit der Anteil­
fondsbildung und der Anerkennung der effektiven Arbeit.
Die gute Betriebswirtschaft (d. h. die effektive Wirtschaftung) wird 
durch Prämien und Auszeichnung (bzw. durch beide) von der Regierung 
und dem Landesrat der Gewerkschaften (SZOT) und dem die Aufsicht 
führenden Minister anerkannt. Die Prämien, die zu einer Auszeichnung 
gehören, oder die von dem Aufsicht führenden Minister erteilt werden, 
werden nicht zu dem Fonds der progressiven Gewinnsteuer, gerechnet, die
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steuerfreie Fondsbildung macht also die Erhöhung der personellen Prämien 
möglich, die Steuerleistung und die Förderung der Effektivität verkör­
pern sich in indirekter Form, wobei beide geeignet sind, zur effektiven 
Arbeit zu stimulieren.
e )  Vb'c M c M c ra  ((/.s Eör(/crMwygw;///c/ (/er /f?(/?(-;'c№(H<y d e r d;(A'A'C(!/;((((- 
de/.s'&e2/c^ MaycM
Wohl die Hälfte oder ein noch grösserer Teil der jährlich hergestellten 
Produkte wird durch den Aussenhande! umgesetzt. Die Geschäfte werden 
im allgemeinen auf Grund zwischenstaatlicher Verträge in fixen Preisen 
oder in Weltmarktpreisen — auf Grund konvertiblen Verrechnungen — 
abgewickelt. Da die Verschlächterung der terms of trade eine Wirkung 
auf unsere Aussenhandelsbeziehungen in aller Relationen ausübt. ist die 
grundlegende Aufgabe die Schaffung des Gleichgewichtes, bzw. die Aus­
gestaltung solcher Umstände, die über die Herstellung des Gleichge­
wichtes hinaus auch die Kontinuität der Rückzahlung unserer Auslands­
schunden ermöglichen.
Unserem Preisbildungssystem gemäss muss man den Weltmarktpreis 
bei zahlericher inländischen Preisen zur Geltung bringen. Der Staat ent­
zieht den Betrieben einen Teil des Gewinnes durch eine Differenzial­
produktionsumsatzsteuer. d. h. jener Teil des Gewinnes wird entzogen, 
der wegen des Unterschieds zwischen den Inlandpriesen und den Welt­
marktpreisen und bei Aufarbeitung gewisser inländischen Materialien 
entsteht. Die Betriebe können einen Teil dieser Steuer zurückerhalten, 
wenn die Ausfuhr in die gleiche Relation geschieht.
Bei dieser Funktion der Steuern müssen wir auf Einnahmensformen 
hinweisen, die die eingeführten Produkte verteuern (die eingeführten 
Produkte können die Betriebe gleichzeitig zum Produktwechsel, zur 
Modernisierung der Produktion anregen). Solche Einnahmen sind die 
Importumsatzsteuer, sowie die Zollabgabe und die Gebühren für die 
Wareneinfuhrbewilligung. Bei diesen Einnahmensarten (und im wesent­
lichen können alle drei als Steuer betrachtet werden) kommt nicht die 
Entwicklung, sondern die selektive, bzw. die beschränkende Funktion 
und der Wunsch nach Schaffung des volkswirtschaftlichen Gleichgewichtes 
zur Geltung. Der GATT-Beitritt unseres Landes, die Ermässigung der 
Zölle beeinflussen die internationalen Beziehungen günstig. Und das 
haben wir durch die Festsetzung begünstigter Zollsätze erreicht. Besser 
gesagt, das Zollsystem und die Staatseinnahmen aus der Wareneinfuhr 
bilden kein Hindernis bei der Entwicklung des Aussenhandelsumsatzes.
/ /  D/e 5e/r?'eM?'c/ie /faör;'c/'/M??y /örderade Fwa/VZoM (/er .S'/CMcr?;
Wir haben den Grundzug bei der Besprechung der die Staatseinnahmen 
sichernden Funktion der Steuer eingehend analysirt, aber gleichzeitig 
haben wir auch auf die wirtschaftliche Einflussrolle hingewiesen. Diese 
Wirkung kann eine allgemeine und eine besondere, aber auch eine positive 
oder eine negative sein. Die betriebliche Entwicklung fördernde Rolle 
gehört zur Vorherigen. Diese Aufgabe der Betriebsbesteuerung stammt
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aus der Erkenntniss, dass die Betriebsbewirtschaftung, die die wichtigste 
Einnahmensquelle des Staates sichert, im eigenen Interesse (sofon keine 
anderen Interessen vorhanden sind) nicht nur beschützt werden muss, 
man muss sie auch entwickeln.
Der Staat soi aiso darauf achten, dass diese Steuerquclte nicht aus­
geschöpft wird, im Gegentiel, sie soH ergiebiger werden, weil der Staat die 
Schaffung der materiellen Mitteln, die er in der Zukunft zur Erfüllung seiner 
immer grösser werdenden Aufgaben braucht, nur auf diese Weise garan­
tieren kann. In der Verwirklichung dieser Zielsetzung — und es können 
wir vorhergehend bemerken — sollen die Steuern nicht die wichtigste 
Rolle spielen. Der Kredit, die Investitions- und Preispolitik haben viel 
bedeutenderes Gewicht. Die Bctriebsbesteucrung hängt aber auf einigen 
Gebieten mit der Betriebsentwicklung und mit der Förderung der Kräfti­
gung der Betriebe zusammen. Der Zusammenhang zwischen Steuer und 
Betriebsentwicklung zeigt sich:
u j in der Stuktur der Betriebsbestcuerung,
/i) in der Steuerfreiheit der Entwicklungfondsbildung, 
r ) im gegenseitigen Tragen der Entwicklungslasten und 
; / in der Steuerückvergütung der defizitären Betriebe.
ad aJ Das ganze System der Betriebsbestcuerung. besonders aber die 
Steuern, die sich mit dem Erfolg des Betriebs verknüpfen, haben eine 
Grössenordnung, die die betriebliche Weiterentwicklung mit anderen 
finanziellen Mitteln, besonders mit dem Kreditsystem und mit Hilfe der 
staatliehen Subventionen gemeinsam ermöglichen. Das System der Entzüge 
aus diesem Gesichtspunkt studierend, stellen sich zwei speziefische Haupt­
züge heraus:
— ein Teil des Erfolges der Betriebsbewirtschaftung bleibt bei dem 
Betrieb, und dadurch ergibt sich die Möglichkeit für die Betriebe zur 
gewissen Entwicklung, zur selbständigen Entscheidungen;
— dieser — bei dem Betrieb bleibende — Teil erreicht aber nicht 
ein Volumen, das die Finanzierung solcher Investitionen ermöglicht, 
welche die völlige Strukturveränderung mit sich bringen würden.
Diese Funktion des betrieblichen Steuersystems kommt durch die 
Aufteilung des Gewinnes und die Steuerzahlung zur Geltung. Diese Fest­
stellung bezieht sich auch auf die Teilaufgaben im Rahmen der einzelnen 
Funktionen (diese Teilaufgaben werden in den folenden Punkten erörtert).
ad ¿<Seit Einführung der Wirtschaftsreform ist eine spürbare Ten­
denz, dass der Staat den Gewinnteil für Betriebsentwicklung — aus Gesicht­
spunkt der Besteuerung — günstig beurteilt. In der ersten Periode zeigte 
sich nur in dem günstigen Niveau der Steuerleistung (der Steuersätze), 
später aber führt es zur völligen Steuerfreiheit, u. z. im Einkläng mit der 
Erhöhung der betrieblichen Selbständigkeit und der Verantwortung der 
Betriebsleiter.
Die steuerpolitische Konzeption, wonach die Betriebsleiter mit der 
Aufteilung des aufteilbaren Gewinnes in Anteil- und Entwicklungsteilen 
betraut werden, stärkert nicht nur die Rolle der Betriebsleiter, sondern
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auch die Rolle des betriebtichen Kollektivs in der Gestaltung ihrer Zukunft. 
Es ist wahr, dass der Staat die übertriebenen Erhöhung des Anteilfonds 
durch eine progressive Gewinnbesteuerung und durch Lohnentwicklung- 
seinxahlungen beschränkt, er aiso die ganze Summe des aufteitbaren Gewin­
nes nicht verzehren lässt, aber durch diese Entscheidungsfreiheit fördert 
er kollektive Opfcrvereitschaft (durch die Abfindung mit niedriger Loh- 
nentwickiung) im Interesse der Gestaltung einer besseren Zukunft. Auf 
diesem Gebiet verknüpfen sich Steuer und Lebensniveaupolitik, wo diese 
in der Gestaltung der Zukunft der Betriebsardeiter mitwirken.
Die oben erwähnten Subventionsformen fördern die Realisierung 
der von uns analisierten Funktion in dem Falle unmittelbar, wenn die 
Entstehung des Verlustes mit der Betriebsentwicklung im Zusammenhang 
steht. Dieser Fall kann infolge nicht eingeplanter Gestaltung der Umstände 
auch eintreten. (Der Zeitraum der Investition kann sich verlängern, und 
deswegen kann der Gewinn ausfallen, oder die Investition kann die gep­
lanten Konstcn übersteigen und dann verzehrt sie den aus anderen Quellen 
stammenden Gewinnteil.)
Die Erkenntnis, dass eine solchartige Steuerrückvergütung, bzw. der 
Verzicht auf Amortisation in erster Linie mit der Schaffung der Rentabilität 
in Zusammenhang steht, schliesst die Möglichkeit nicht aus, dass diese 
gleichzeitig mit der Betriebsentwicklung verbunden ist. Diese Fälle haben 
wir erwähnt, weil sie möglich sind, ferner haben wir das Thema aus diesem 
Gesichtspunkt behandelt, weil der Verlust auf irgendwelcher Weise mit der 
Entwicklung verbunden ist (es kann durch die Übertreibung der Entwic­
klung und durch die Vernachlässigung der Entwicklung zustande kommen). 
Deswegen kann ein Hinweis auf die Gleichheit der Wirkungen beider 
Fragen — unser Meinung nach — als gebründet betrachtet werden.
</^) Dir FunlVi'oM der <S'h'Mera ?'u der Reyrdudteny der ¿Wr?e№'c/iea 
A'drs'/w /id? <yle ?V
Als wir die Funktion der Betriebsbesteuerung in der Regelung der 
Interessenverhältnisse analysierten, haben wir den Zusammenhang zwisch­
en der betrieblichen Interessiertheit und Selbständigkeit erwähnt. Diese 
zwei Begriffe sind — inhaltlich gesehen — untrennbar. Die Selbständigkeit 
bedeutet von vornherein differenzierte Interessen. Die Analyse des Zusam­
menhanges zwischen Bctricbsbestcucrung und Selbständigkeit bedeutet 
nur einen hervorgehobenen Aspekte der betrieblichen Selbständigkeit, 
im wesentlichen kann sie auf zwei Themen beschränkt werden:
cQ die Frage des betrieblichen Einnahmensentxuges und die materielle 
Selbständigkeit des Betriebes, sowie 
) die Sicherung der materiellen (finanziellen) Selbständigkeit des 
Betriebs bei Besteuerung.
Die Schaffung der betrieblichen Selbständigkeit ist das Ergebnis 
vielseitiger, wirtschaftlicher, organisatorischer und rechtlicher Massnahmen, 
sie beinhaltet eine gewisse Form der freien betrieblichen Entscheidung, 
wobei ein gegenseitiger Zusammenhang der wirtschaftlichen, politischen
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und rechtlichen Fragen beobachtet werden kann. Diese Massnahmen müs­
sen aufeinander abgestimmt werden. Das Wesen der Frage ist: die Rege­
lung eines einzigen Gebietes kann nicht den erwünschten Erfolg bringen 
und wenn das Entwicklungsniveau eines Gebietes — aus dem Gesichts­
punkt der Selbständigkeit — zurückbleibt, verschlächtert dies die Wirkung 
der positiven Massnahmen auf anderen Gebieten. Die einstufige Regelung 
der Teilaufgaben kann aus dem Gesichtspunkt der Selbständigkeit als 
begründet betrachtet werden.
Die Selbständigkeit ist ohne entsprechende materielle Mittel unvors­
tellbar. Die betriebliche Einnahmensregelung, besonders aber das Steuer­
system, das im Dienste der Entzugszielsetzung steht, müssen so ausgestaltet 
werden, dass die materiellen Voraussetzungen gesichert werden können. 
Diese Funktion wird durch den Staat in erster Linie mit Hilfe der Auf­
teilung und Besteuerung des betrieblichen Erfolgs gelöst, demzufolge 
entscheidet über die Verwendung von einem Drittel des betrieblichen 
Erfolges — wenn auch in rechtlich geregeltem Rahmen — der Betrieb 
selbst. Aus dem betrieblichen Ergebnis gehört unmittelbar zur betrieb­




Ausserdem bleiben bei dem Betrieb der Prämiefonds der Betriebs­
leiter, der eventuell gebildete besondere Reservefonds. Die Betriebsmittel 
können auch durch die Staatsanleihe und durch die staatliche Zuwendung 
ergänzt werden.
Der betriebliche Einnahmensentzug muss also gelöst werden, damit 
die materielle Selbständigkeit des Betriebes gesichert sei.
Diese Aufgabe lässt der Staat durch das System der Gewinnbesteuerung 
und der Gewinnaufteilung zur Geltung bringen. Je grösser der von dem 
Betrieb erzielte Gewinn ist, desto mehr bleibt bei dem Betrieb zur Ver­
wendung aus eigener Entscheidung. Der Staat fördert also die weitere 
Stärkung des gut wirtschaftenden Betriebs. Wenn die betrieblichen Ent­
scheidungen auf sicherer materieller Basis ruhen, tragen an Betriebe 
sie mehr Selbständigkeit. Die mit mehr Selbständigkeit getroffenen Ent­
scheidungen sichern einen grösseren Raum für die privaten (betrieb­
sleiterischen) Initiativen, die eine Quelle für die Befriedigung der gesamt­
sozialen Bedürfnisse bedeuten. Die Steigerung der materiellen Selbstän­
digkeit stellt also eine neue Treibkraft in dem Dienst unserer Ziele. Des­
wegen sind die Massnahmen wichtig, die die Festigung der Tendenz fördern.
/ i D i e  der <S7eiier?i ?M der /Aye/?;ay des prr.swdd'Ac?; D?%-
Awnwiew.s
Die Volkswirtschaftspläne der sozialistischen Länder — so auch dies 
unseres Landes — sichern die Erhöhung des persönlichen Einkommens 
im Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Gegebenheiten. Dieses Ein­
kommen verkörpert sich in der Form direkter und indirekter Zuwendungen.
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Die Regelung der Lohnerhöhung in der ersten Kategorie geschieht unter- 
schiedtich in dem direkten und dem indirekten Lenkungsystem. In dem 
System der Plandirektiven erfolgte die Erhöhung dem Plan gemäss — mehr 
oder weiniger — überall in dem gleichen Masse. Zur Differenzierung und 
zur Prämien tanden dem Direktor so niedrige betriebliche Fonds zur 
Verfügung, dass die Besprechung dieses Fonds vernachlässigt werden kann.
In dem indirekten Lenkungssystem stehen dem Betrieb die erzielten 
betrieblichen Erfolge und das Ergebnis der laufenden Produktion zur 
Verfügung. Am Anfang hat man die Grössenordnung des in den Anteil­
fonds plazierten Gewinnteils mit Hilfe verschiedener Lohnmultiplikations- 
zahlen und gebundener Mittel festgestellt und man hat die unerwünschte 
Erhöhung der Löhne mit Hilfe der Lohnentwicklungseinzahlungcn besch­
ränkt. Nach der Einführung der freien Aufteilungsordnung für den 
aufteilbaren betrieblichen Gewinn in den Anteil- und Entwicklungsgewinn­
teil sich die vorherige Lage.
a j Einerseits hat man die Löhne und die Zuwendungen, die ausser 
dem Lohn geleistet wurden, getrennt. (Für dieses Letztere hat 
man den Wohlfahrts- und Kulturfonds zustande gebracht.)
5^ ) Man hat die Besteuerung jenes Gewinnteils aufgehoben, der in 
den Entwicklungsfonds gelegt wird.
cj Nach dem Gewinnteil, der in den Anteilfonds gelegt wird, muss 
man einen progressiven Gewinnsteuer zahlen und das System 
der Lohmcntwicklungseinzahlungen besteht weiterhin.
Diese in 197G eingeführte Regelung betreute die freie betriebliche 
Entscheidung mit der Aufteilung des nach der Reservefondsbildung zurück­
bleibenden Gewinnes in Anteil- und Entwicklungsgewinnteile. Da die Frei­
heit die erkannte Notwendigkeit ist, wird diese freie betriebliche Ent­
scheidung von zahlreichen Faktoren beeinflusst. Diese Faktoren sind unter 
anderem die Folgenden:
die Grösse des von dem Betrieb erzielten Ergebnisses und des 
aufteilbares Gewinnes,
— der Vorschlag des volkswirtschaftlichen Planes für die Realloh- 
nerhöhung, die zu lösenden Aufgaben durch den betrieblichen 
Plan,
— die Arbeitskräftelage bei dem Betrieb und
— die Grössenordnung der durch die anderen Betrieben zu verwirk­
lichenden Lohnentwicklung.
Ausser den aufgezählten Faktoren speilcn eine Reihe von moralischen, 
politischen Gesichtspunkte eine Rolle, besonders der Kollektivgeist in 
dem Betrieb, die Treue zum Betrieb usw. Diese ,,freie" Entscheidung ist 
recht determiniert. Unser Staat aber — die gesamtnationalen Interessen 
ausdrückend —vili die Erreichung der ziele auch auf Betriebsebene sichern. 
Im Dienste dieses Zieles stehen unter anderem die Regeln für die Lohn­
bildung und für die Verwendung der Lohnsumme. Diese doppelte Auf­
gabe wird von dem Staat so erfüllt, dass
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— der Staat einen entsprechenden Gewinnteii bei dem Betrieb lässt, 
indem dieser den Gewinn in zentralisierten und betrieblichen 
Teil aufteilt
— anderseits beschränkt der Staat die unerwünschte Erhöhung 
des Personaleinkommenfonds mit indirektem Mittel, mit der 
Steuer,
— der Staat besteuert — über einem gewissen Niveau — die Lohnent­
wicklung.
Bei dieser Regelung — wie wir schon früher darauf hingewiesen 
haben — behandelt der Staat die wirksameren Betrieben begünstigt, 
nicht nur bei der Bildung des Anteilfonds, sondern auch im Bezug auf 
die Lohnentwicklung. In beiden Fällen werden die Betriebe mit effektiverer 
Produktion begünstigt. Die Steuern erfüllen also eine Doppelfunktion: 
sie fördern die Bildung des Personaleinkommenfonds und schränken die 
Erhöhung der Auszahlungen auf ein unerwünschtes Niveau ein. Diese 
letztgenannte Aufgabe gehört schon zur folgenden, zu der einschränkenden 
Funktion der betrieblichen Steuern.
? ' Die Pe/rAij.siu//yAe?7 eiM.s(7;räMAe?Mfe EMMlPon der
A/eMera
Die Einkommensregelung und die Auigaben der Einkommensregelung 
spielen nicht nur bei der Orientierung zur gewissen Tätigkeit eine Rolle, 
(also sie können nicht nur stimulieren und erlauben) sondern sie können 
gleichzeitig gewisse wirtschaftliche Schritte verboten. Die Verbote — ver­
bunden mit der wirtschftlichen Tätigkeit -  können in direkter und in direkter 
und indirekter Form existieren. Die Verbote des nicht ausgesprochen recht- 
swidriden Verhaltens (bzw. der rechtswidrigen Geldverwendungen) 
bringt der Staat in indirekter, finanzieller — besser gesagt steuerrechtlich­
er — Form den Betrieben zur Kenntnis.
Die Einschränkung bedeutet den Entzug des überdurchschnittlichen 
materiellen Kräfte. Die Geldverwendung in unerwünschter Richtung 
bedeutet also einen wirtschaftlichen Nachteil. Ein grösserer (im wesent­
lichen strafartiger) Entzug gibt den Betriebsleitern zu denken, und die 
Frage taucht auf, ob man das Vermögen des Betriebs wirtschaftlich genug 
behandelt hat.
Da die Betriebstätigkeit in erster Linie mit der Regulierung der Ver­
wendung des Ergebnisses beeinflusst werden kann, befinden sich die besch­
ränkenden Massnahmen auch auf diesem Gebiet. Mit Rücksichtdarauf, dass 
die freie Entscheidung des Betriebs mit der Aufteilung des Gewinnes be­
ginnt, muss man eine solche Wirkung auf den Betrieb ausüben, dass die 
Verwendung den gemeinsamen Interessen gemäss passieren soll. Der 
gesamtsoziale Anspruch fordert eine Aufteilung, die den betrieblichen 
Gegebenheiten entspricht. Dies bezieht sich auf die richtige Bestimmung 
sowohl des Entwicklungsgewinnteils, als auch des Anteilgewinnteils. 
Die soziale Grenze bei den Betriebsentwicklungen — mit Rücksicht auf 
die immer grösser werdenden Bedürfnisse, weiterhin darauf, dass die 
betrieblichen Quellen für die erwünschte Entwicklung weit hinter dem
2 0  ANNAI.ES -  Sectio IURIDICA -  Tomus XXIV.
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Kostenaufwand Zurückbleiben — man könnte sagen, dass der Sternen­
himmel ist, deswegen muss man nach diesem Gewinnteil — ausser der 
allgemeinen Gewinnsteuer — keine Sondersteuer zahlen. (Es ist eine andere 
Frage, dass einige Entwicklungen eine Steuer oder steuerartige Pflichten 
mit sich bringen können.)
Der Anteilgewinnteil, der den persönlichen Verbraucherfonds erhöht, 
wird mit einer progressiven Gewinnsteuer belastet
— um die geplante Lebensniveaupolitik verwirklichen zu können,
— um die Rehühung der betrieblichen Effenktivität zu sichern und
— um den Entzug der Mittel von der Entwicklungszielsetzung zu 
verhindern.
Wie wir schon darauf hingewiesen haben, beeinflusst die Effektivität 
die Höhe der Steuer, wenn der Gewinn mehr als 4% der Lohnkosten erreicht. 
Falls es 2% nicht erreicht, ist die Steuer einheitlich 200%, darüber erhöht 
sich je 2% um 100%. Der höchste Steuersatz ist 800%. Eine 4 — 500 
prozentige Steuer nach dem Gewinn in dem Anteilfonds bedeutet schon 
einen ernsten materiellen Nachteil, die Betriebsleitung muss also eine 
Grenze ziehen, wobei die Übertragung des Gewinnesin den Anteilfonds sich 
noch lohnt.
Die beschränkende Massnahme des Staates kommt also in Form der 
hohen Steuerlast zur Geltung. Es ist aber nicht die einzige Steuerlast, 
womit man die Verwendung des betrieblichen Ergebnisses in die gute 
Richtung lenken will. Neben der progressiven Gewinnsteuer wird auch 
die lohnartige proportionale Erhöhung des Gewinnes in dem Anteilfonds 
von dem Staat mit indirektem Mittel — mit den Lohnentwicklungsein­
zahlungen — geregelt.
Bei dem heitigen System der Lohnwirtschaft kann die Lohnent­
wicklung — aus dem Gesichtspunkt der Besteuerung — steuerfrei oder 
mit Lohnentwicklungseinzahlungen verwirklicht werden. Die steuerfreie 
Erhöhung kann in zwei Hauptformen durchgesetzt werden (wenn wir die 
eingehenden Regelungen nicht in Betracht nehmen):
— eine höchstens 3%-ige Erhöhung, verknüpft mit einem Arbeit­
skräfteabbau und
— zentralgenehmigt oder abhängend von den Kennzahlen des 
Lohnniveaus.
Im allgemeinen kann man feststellen, dass die Lohnentwicklung und 
die wirtschaftliche Effektivität miteinander verdunden sind. Wenn die 
Lohnentwicklung davon abweicht, muss man eine progressive Lohnent­
wicklungseinzahlung leisten. Diese Progression hat in allgemeinen eine 
Doppelwirkung, erhöht man nämlich die Löhne mit mehr als 3%, muss 
man ausser der Steuerung eine Sondersteuer (d. h. eine doppelte Steuer) 
auf diesen Teil zahlen.
Die unerwünschte Erhöhung der Personaleinkommen schränkt also 
der Staat so ein, dass die Rolle der Regulierung sowie bei der progressiven 
Gewinnsteuer, als auch bei den Lohnentwicklungseinzahlungen stärker
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ist, als bei den anderen Funktionen der Steuer. Bei den Lohnentwicklung­
seinzahlungen können wir behaupten, dass sie nicht nur als primäre, sondern 
beinahe als ausschliessliche Auigabe auftaucht. Von dem Staat wird für 
ideal angesehen, wenn die betriebliche Lohnentwicklung aus steuerfreien 
Quellen verwirklicht werden könnten. Betrachtet mit Realität, so könnte 
es sich auf gesamtsozialer Ebene kaum verwirklichen. Die Betriebe müssen 
wegenderZwangswirkung der Umstände (im Interesse des Betriebes, bzw. 
der Betriebsarbeiter) die Löhne — parallel mit der Steuerung — entwickeln, 
man kann also mit bestimmter Summe aus dieser Quelle als Steuerein­
nahme jeweils rechnen.
Die Lage ist die Gleiche bei solchen Einzahlungen die kein Stueer 
sind, aber doch haben eine regulierende Wirkung, wie z.B. die wirtschaft­
liche Geldstrafe oder die Geldstrafe wegen Luftverschmutzung. Bei den 
letzteren existieren objektive Gründe, so müssen wir bis zum völligen 
Übergang auf die modernen Technologien mit gewissem Umweltschmutz 
rechnen und gleichzeitig mit den damit verbundenen, vorgeschriedenen 
Verpflichtungen, während die Vermutung, dass die Einnahmen aus den 
wirtschaftlichen Geldstrafen weiterhin einfliessen werden, basiert sich 
darauf, dass die Regeln der Wirtschaftung in dem komplitierten Regelungs­
system des Wirtachaftslebcns immer wieder absichtlich oder nachlässig 
verletzt werden, die eine Geldstrafe mit sich bringen können.
Zu dieser Gruppe kann man noch die Sodersteuer für Fahrzeuge mit 
Übergewicht, oder den auf einigen Gebieten eingeführten sogenannten 
Inbetriebhaltungszuschuss zählen. Diesen Zuschuss zahlt man nach dem 
Gebrauch solcher Maschinen, die auf 0 geschrieben wurden, oder in ideellen 
Wert von 100 Forint in Evidenz gehalten werden.
j ) D?'e der A/CMerw der Fi'nawzferMMy der Geldfonds der Adle
Die am 1. Januar 1968 eingeführte Wirtschaftsreform veränderte 
die Finanzierungsordnung der Geldfonds der Räte. Es ist bekannt, dass 
es zwischen den Ratsaufgaben und den ausgesprochen einegenen Quellen 
der Räte eine unüberbrückbare finanzielle Kluft gibt, die nur mit Hilfe 
des zentralen Staatsapparates gelöst werden kann, welcher Apparat die 
Aufgaben vorgeschreiben hat. Die Lage war vor 1968 ähnlich, eine Verän­
derung erfolgte in dem Sinne, dass die Regeln der indirekten Lenkung 
nicht nur auf die zentralen Betriebe und auf die industriellen Produk­
tions- und Konsumgenossenschaften sondern auch auf die örtlichen Unter­
nehmen erweitert wurden. Die einheitlichen Regler schufen auf diesen 
Gebiet einheitliche (und zentrale) Lenkung, dadurch verminderte sich 
,,der Ratscharakter" der örtlichen Unternehmen, und dadurch kamen 
sie unter Doppellenkung. Beiden Räten blieben die Gründung- und gewisse 
Finanzrechte, die Gesamtheit der Wirtschaftung und die Wirksamkeit 
hängt aber von den zentralen Regeln ab.
Unter solchen Umständen musste das Regelungssystem des Ratbudgets 
so umgestaltet werden, dass dadurch die Erfüllung der Tätigkeits- und 
Entwicklungsauigaben der Räte, bzw. die Kontinität auf diesem Gebiet 
weiterhin gesichert wird.
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2. Die Formen der Finanzbeziehungen zwischen der Betriebe und 
und Räte studierend, kann man feststellen, dass diese die Folgenden sein 
können:
— direkte und
— indirekte, darüber hinaus können sie
— gespaitet sein und
— sie können sich in den eigenen Kinnahmen der Räte verkörpern.
Hinsichtlich des Mitteientzuges kann die Beziehung:
— Steuer und
— nicht steuerarteg sein.
Es kann
— auf Rats- oder Betriebsentscheidungen, bzw.
— auf Zentralmassnahmen basieren.
Die Finanzbeziehung der Räte und Betriebe nehmen wir
in dem Sinne an, dass die eigenen und gespaiteten Quellen der Räte zur 
Deckung der Ausgaben nicht genügt. Das Defizit wird durch Staatsbeitrag 
(oder Beitrag der Räte) zur Lasten dem Staatsbudget ergänzt. Mit Rück­
sicht darauf, dass die grosse Mehrheit der Staatseinnahmen aus den 
betrieblichen Einzahlungen stammt, — bildet also die Hauptquelle des 
Beitrags —, verknüpft sich auf indirekte Weise das betriebliche Finanz­
wesen (die Steuern) zur Ratsfinanzierung, überweisen die Betriebe gewisse 
Pflichteinnahmen unmittelbar den Räten, so nennt man diese Fälle 
indirekte Beziehungsform (z.B. Grundstücknutzung- und Beanspruchung­
gebühr).
Die Einzahlungen, die zur indirekten Beziehungsform gehören, sind 
— auf Ratsebene — eigene Einnahmen, während die gespaltenen 
Einnahmen man richtig lieber abgetretener Einnahmen nennt. (Die 
Beispiele sollen dafür die Cehaltsabgabe und die Produktionsfondsaltgabe 
sein.)
Alan kann den Begriff ,,Spaltung" in zweierlei Sinne gebrauchen. 
Einerseits kann man von ,.Teilung" zwischen den Zentralorganen und den 
Räten andererseits von der Spaltung zwischen Ratsbudgetsund Ent­
wicklungfonds sprechen. (So z.B. 30% der Kommunalabgabe betrifft 
das Budget, 70% fliesst in den Entwicklungsfonds.) Für beide Arten 
der Spaltung ist charakteristisch, dass diese auf Zentralentscheidungen 
basieren.
Im allgemeinen ist eine steuerartige Beziehung bezüglich der Finanz­
beziehungen zwischen den Räten und Betrieben charakteristisch (auch 
wenn einige Einzahlungsformen nur ,,als Steuer" behandelt werden). 
Diese Beziehung kann auf Betriebs-, bzw. auf Ratsentscheidung basiert 
werden, um die Flexibilität der Wirtschaftung und die Lösung der ört­
lichen Aufgaben auf Grund gegenseitiger Interessen zu fördern. Ein Beis­
piel dafür: die Möglichkeit der gegenseitigen Abtretung der Entwicklung­
smitteln. Diese letztgenannte Form der Geldbewegungen ist nicht von gros-
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ser Bedeutung. Volumcnmässig befinden sic sich an der Periferie des 
Finanzwesens.
.2млат?неи/азде?;б? können wir feststeHen, dass inan die Finanzierung 
durch die Räte so fonnuiiert, dass sie sieh an die betriebliche Bewirtschaf­
tung knüpft, nicht zuietzt deswegen, wcii man die gegenseitigen Interessen 
harmonisieren lassen und die Zusammenarbeit sichern will, (aüe Betriebe 
gehören nämiich zum Zuständigkeitsgebiet eines Rates). Neben den Pfiich- 
fbrmen bietet aber die Art und Mögtichkeit auch zur finanziellen Zusam­
menarbeit auf Grund unmitteibarer Entscheidungen, sie können Finanz­
mittel einander übergeben, sie können gemeinsame Investition verwirk­
lichen (Kinderkrippe, Kindergarten).
T H E  FUNCTIONS OF EN TER PR ISE TAXES IN TH E  HUNGARIAN 
ECONOMIC MECHANISM
D R . JÁ N O S  T Ó T H
A decisive condition  dot perform ing  th e  econom ic, po litica l, cult u ra l a n d  o th e r ta sk s  
b y  th e  s ta te  is th e  a v a iiab iiity  o f th e  a p p ro p ria te  m ate ria l sources. T he econom ic m an ag e ­
m en t sys tem , w hich  is based  on  th e  social ow nership  o f th e  m eans o f p ro d u c tio n  de term ines 
th e  incom e s tru c tu re  o f  th e  s ta te , th e  form s o f incom e a n d  th e  m e a su ro a n d  m ethods of 
p ay m en t. 75%  o f th e  b u d g e ta ry  incom es in H u n g a ry  a re  tax e s  an d  95%  o f  th is  is pa id  b y  
th e  en terp rises .
T h e  n u m b er o f en te rp rise  tax e s  have  increased ten fo ld  com pared  to  1957 a n d  sixfold  
co m pared  to  ) 997. In  th e  sam e tim e  th e  ra tio  o f  net p ro fits  rem ain in g  a t  th e  en te rp rises  
increased  from  2 — 5%  to  25 — 30% . C onsequently  the increase o f  th e  n u m b er o f tax e s  is n o t 
due to  th e  ra tio  o f  tak e n  aw ay  sources, b u t ra th e r  to t th e  fac t th a t  to d a y  th e  ta x e s  a re  in d i­
rect m eans o f th e  econom ic m anagem en t, w hich relas th e  s ta te  in ten tio n s b y  th e  m easu re  
o f th e  ta k e n  aw ay  sources a n d  th is  w ay  th ey  influence th e  e n te rp risa l decisions. C om pared 
to  th e  earlie r cond itions th e  n u m b er o f functions perform ed b y  tax e s  sig n ifican tly  increased . 
H ow  ev er th e y  do n o t realize th e  econom ic po litica l pu rposes b y  them selves, b u t  to g e th e r 
w ith  th e  o th e r m eans o f econom ic m anagem en t, (price s tru c tu re , c red it policy , e s tab lish m en t 
o f en te rp risa l funds, etc .)
7n  t/re/romea'orA' of our p ap er roe /¡ore cram m ed №c/u n cö o u s  of enterprise tares.' in  secu­
rin g  th e  s ta te  incom e, in th e  econom ic m anagem en t, in th e  realisa tio n  o f in te re s t re la tions, 
in th e  g ro w th  o f econom ic effectiveness, in s tren g th en in g  th e  foreign tra d e  re la tions, in th e  
in th e  developm ent o f en terp rises , p revailing  th e  en te rp risa l independence, in th e  regu la t ion 
o f personal incom es, in lim iting  th e  u n favourab le  en te rp risa l a c tiv itie s  an d  in fin an c in g  th e  
councils.
Ф У Н К Ц И И  НАЛОГОВ С П Р Е Д П РИ Я Т И Й  В ВЕН ГЕРСКО М  
ХОЗЯЙСТВЕННОМ  М ЕХ А Н И ЗМ Е
Д-Р ЯНОШ ТОТ
Предпосылкой выполнения экономических политических, культурных и прочих 
задач, осуществляемых государством является то чтобы в распоряжении государства 
имелись в соответствующих масштабах рессурсы. Система управления хозяйством, 
основанная на общественном собственности средств производства предопределяет 
структуру государственных доходов, формы доходов, а также масштабы и методы 
уплаты взносов. Примерно 75 процентов которых взимаются с предприятий.
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Количество различных налогов по сравнению с 1957 годом возросло в десять, 
а по сравнению с 1967 годом в шесть раз. В тоже время доля чистых доходов, оста­
ющихся на предприятиях возросла с 2 -  5 процентов до 25 -  30 процентов. Итак рост 
количества налогов объясняется не повышением доли изъятия доходов, а тем что 
налоги в настоящее время ясляются косвенными средствами хозяйственного управ­
ления, которые посредством своих масштабов являются носителями волн государ­
ства, и черех это оказывают воздействие на решения отдельных предприятий. По 
сравнению с предыдущими отношениями значительно возросло число функций, вы­
полняемых налогами. Но ¡гели экономической политики осуществяются не только 
налогами, но также и другими средствами хозяйственного управления (система цен, 
кредитная политика, образование фондов предприятия и т. д ).
В ралках нашем работы мроаобмтея мсслебооанне мункцмн налоеое с яребпрмя- 
тмм.* в обеспечении государственных налогов, в хозяйственном управлении, в реали­
зации отношений взаимных интересов, в повышении экономической эффективности, 
в укреплении внешнеторговых отношений, в развитии предприятий, в осуществлении 
самостоятельности предприятий, в регулировании личных доходов, в ограничении 
нежеланной деятельности предприятий и в финансировании местных советов.
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